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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende idi den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Ge- 
setzes über Leistungen zur Unterbringung von 
Deutschen aus der sowjetischen Besatzungszone 
oder dem sowjetisch besetzten Sektor von 
Berlin (Flüchtlings-Notleistungsgesetz) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 136. Sitzung am 11. Februar 1955 ge- 
mäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Unlversltäts-Buchdruckerei, Bonn 
Aiieinvertrieb : Dr. Hans Heger, Bad Godesberg. 
Rheinallee 20 Telefon 3551 



Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über Leistungen zur Unterbringung von 
Deutschen aus der sowjetischen Besatzungszone oder dem sowjetisch be- 
setzten Sektor von Berlin (Flüchtlings-Notleistungsgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

In § 43 des Gesetzes über Leistungen zur 
Unterbringung von Deutschen aus der sowje- 
tischen Besatzungszone oder dem sowjetisch 
besetzten Sektor von Berlin vom 9. März 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 45) werden die 
Worte „mit Ablauf des 31. März 1955“ er- 


setzt durch die Worte „mit Ablauf des 
31. März 1957“. 

§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Begründung 


Das Flüchtlings-Notleistungsgesetz, das auf 
einen einhelligen Wunsch der Ministerpräsi- 
denten der Länder zurückging, sollte dazu 
dienen, den anschwellenden Strom von Flücht- 
lingen im Bundesgebiet vorübergehend unter- 
zubringen. Bei Verabschiedung des Gesetzes 
war davon ausgegangen worden, daß diese 
außergewöhnliche Situation gesetzliche Maß- 
nahmen nur bis zum 31. März 1955 erforder- 
lich machen werde. Wie eine Umfrage bei 
den Ländern ergeben hat, ist eine Verlänge- 
rung des Gesetzes unbedingt erforderlich, ob- 
wohl es bisher nur verhältnismäßig selten zur 
Anwendung kommen mußte; der Flüchtlings- 
strom aus der sowjetischen Besatzungszone 


und dem sowjetisch besetzten Sektor von 
Berlin hält nach wie vor an und umfaßt z. Z. 
monatlich etwa 15 000 Personen. Für diese 
Zu Wanderer ist Wohnraum nicht vorhanden; 
es konnten auch bisher wohnraumähnliche 
Unterkünfte im Rahmen des sozialen Woh- 
nungsbaus nicht In ausreichendem Maße er- 
stellt werden. Soweit Kasernen, In denen 
Flüchtlinge aus der Sowjetzone untergebracht 
sind, kurzfristig zur Verfügung gestellt werden 
konnten, ist es erforderlich, wieder auf Not- 
unterkünfte zurückzugreifen. Im übrigen 
kann auch die ungewisse politische Entwick- 
lung erneut zu einem plötzlichen Anschwellen 
der Zahl der Flüchtlinge führen. 
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